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Vorwort  
 
Die Stadt Gütersloh als Schulträger ist nach § 80 des Schulgesetzes NRW (SchulG NRW) ver-
pflichtet, einen Schulentwicklungsplan auszuarbeiten. Im Folgenden wird die künftige Vorge-
hensweise der Schulentwicklungsplanung dargestellt. Durch sie soll auch in Zukunft in den Schu-
len der Gütersloher Primarstufe eine aktive Gestaltung im Bereich schulischer Bildung möglich 
sein. 
  
Die Schulentwicklungsplanung bewegt sich in einem Spannungsfeld: Schulen brauchen einer-
seits Stetigkeit und Verlässlichkeit, andererseits die Fähigkeit und Möglichkeiten, angemessen 
auf Veränderungen ihres gesellschaftlichen Umfeldes und auf Erkenntnisse über ihre Leistungs-
fähigkeit zu reagieren. Die Aufgabe des Schulträgers, des Landes Nordrhein-Westfalen und an-
derer handelnder Akteure ist es, die Schulen dabei zu unterstützen und sie kontinuierlich zu mo-
dernisieren, damit sie ihrem pädagogischen Auftrag auch unter veränderten Bedingungen ge-
recht werden können. 
 
Dabei sind viele Herausforderungen zu bewältigen. Der demografische Wandel, die Etablierung 
des Offenen Ganztages und damit verbundene Anstiege der teilnehmenden SchülerInnen sowie 
die Aufgabe, pädagogische Herausforderungen wie Differenzierung, Inklusion und Sprachförde-
rung schülergerecht umzusetzen, müssen bewältigt werden. Hinzu kommen schwer prognosti-
zierbare Schülerzahlen, die eine langfristige Planung erschweren.  
 
Es müssen Überlegungen dazu angestellt werden, inwieweit das pädagogische Konzept der 
Schulen auf dem Weg vom additiven zum integrierten Modell eine Verzahnung zwischen Unter-
richt und Ganztagsbetreuung gewährleistet. Ziel muss die Bereitstellung zukunftsfähiger Schul-
bauten sein, die ein flexibles Reagieren auf verschiedene äußere Faktoren ermöglichen. Die Fra-
ge ist hierbei, ob bisherige Überlegungen zu Raumprogrammen in Grundschulen überdacht wer-
den müssen.  
 
Der Fachbereich Jugend und Bildung der Stadt Gütersloh lädt alle Beteiligten dazu ein, am künf-
tigen Prozess der Schulentwicklungsplanung als gemeinsame Bildungsaufgabe aktiv mitzuwir-
ken. Auf der Grundlage  vorzulegender Statistiken und Prognoserechnungen sollen zukünftige 
Entwicklungsmöglichkeiten konstruktiv gemeinsam gestaltet werden. 
 
Aufbau – Strategiepapier  
 
Dieses Strategiepapier stellt den ersten von drei Teilen der Schulentwicklungsplanung für die 
Primarstufe der Stadt Gütersloh für den Zeitraum von 2016 bis 2021 dar. Die weiteren Teile sol-
len ein Planungsrahmen mit definierten Indikatoren und Prozessbeschreibungen sowie die konti-
nuierliche statistische Berichterstattung sein. Um den besonderen Anforderungen der Grundschu-
len gerecht zu werden, werden textliche Ausführungen der künftigen Schulentwicklungsplanung 
für die Primarstufe und die weiterführenden Schulen voneinander getrennt.  

 
Das Strategiepapier – Primarstufe beschreibt die  bisherigen Untersuchungen, den heutigen 
Stand, aktuelle und künftige Entwicklungen, die Anforderungen an ein Raumprogramm, die weite-
re Vorgehensweise und Methoden zur Evaluation. Hierbei ergeben sich folgende Schwerpunkte 
im Aufbau des Strategiepapiers und für die künftige Schulentwicklungsplanung der Primarstufe: 

 
Der Analyse der bisherigen und künftigen Entwicklung folgt die Definition von Leitbildern und 
Schwerpunkten der Schulentwicklungsplanung. Daraus sind Schlussfolgerungen für künftige 
Maßnahmen abzuleiten. Für notwendige Soll / Ist - Vergleiche sind Standortbetrachtungen an 
den einzelnen Grundschulen durchzuführen. Sich im Planungsprozess und bei der Umsetzung 
mit allen beteiligten Akteuren und einer externer Beratung ergebende Schritte an einer Referenz-
schule werden dokumentiert und dienen als Muster für folgende Standortbetrachtungen. Hieraus 
sollen sich eine Berichterstattung und Schlussfolgerungen für einen Planungsrahmen für alle 
Grundschulen der Stadt Gütersloh anschließen. Eine kontinuierliche Kontrolle und Anpassung 
der strategischen Ausrichtung und Vorbereitung für nachhaltige politische Entscheidungen soll 
durch die laufende Berichterstattung gewährleistet werden. 
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1.    Auftrag zur Schulentwicklungsplanung 
1.1    Grundlagen der Schulentwicklungsplanung (SEP) 
 
Der demografische Wandel und seine Auswirkungen auf das Vorhalten von Kindertageseinrich-
tungen, Schulen und Ausbildungsplätzen, aber auch die Schaffung von Senioreneinrichtungen 
sind seit einigen Jahren Dauerthema. Die Bevölkerungsentwicklung bildet für die entsprechenden 
Fachplanungen eine wichtige Grundlage.  

 
Für den Schulträger Stadt Gütersloh ist das Wissen über die zukünftige Bevölkerungsentwicklung 
von enormer Bedeutung. Diese Entwicklung bildet die Grundlage für die Planung und Weiterent-
wicklung, möglicherweise aber auch die Schließung von Schulstandorten. Für diese Einschät-
zungen ist für den Fachbereich Jugend und Bildung aber nicht die Entwicklung der Einwohner-
zahlen an sich, sondern vielmehr die Veränderung der Altersstruktur der schulpflichtigen Jahr-
gänge (6 bis 18 Jahre) maßgeblich. Dies bedeutet, dass die Beobachtung der Bevölkerungsent-
wicklung eine ständige Aufgabe des Fachbereichs darstellt. So werden jährlich Geburtenprogno-
sen vorgenommen, um zu prüfen, ob und ggf. in welchem Umfang sich Änderungen gegenüber 
den bisherigen Prognosen ergeben, die wiederum Auswirkungen auf die Planungen haben könn-
ten.  

 
Die Verwaltung sieht sich im Zuge der Schulentwicklungsplanung mit dem Problem konfrontiert, 
Schülerzahlen, das Schulwahlverhalten und somit die Auswirkungen auf das Vorhalten von 
Schulstandorten zu prognostizieren. Darüber hinaus muss die Entwicklung der Schulstandorte 
auch im Kontext landesgesetzlicher Vorschriften und der diesbezüglichen Rahmenbedingungen 
erfolgen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist die künftige Schulentwicklungsplanung keine Zielplanung, bei der 
getroffene Entscheidungen für einen festgesetzten Zeitraum gelten, sondern vielmehr das Defi-
nieren des Untersuchungs- und Entscheidungsrahmens. Die Schulentwicklungsplanung stellt 
somit einen kontinuierlichen Prozess von Bedarfsberechnung, Maßnahmengenerierung und re-
gelmäßiger Evaluation dar. 
 
 
1.1.1  Gesetzliche Grundlage 
 
Gem. § 80 SchulG NRW sind Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände, soweit sie nach 
§ 78 SchulG NRW Schulträgeraufgaben erfüllen, verpflichtet, zur Sicherung eines gleichmäßigen, 
inklusiven und alle Schulformen und Schularten umfassenden Bildungs- und Abschlussangebo-
tes in allen Landesteilen für ihren Bereich eine mit den Planungen benachbarter Schulträger ab-
gestimmte Schulentwicklungsplanung zu betreiben.  
 

 
1.1.2        Vorgaben des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Das SchulG NRW beschreibt in § 80 Absatz 2 bis 5 die  Ziele der Schulentwicklungsplanung wie 
folgt: 
 
a) Schulen und Schulstandorte sind unter Berücksichtigung des Angebotes anderer Schulträger 

so zu planen, dass schulische Angebote aller Schulformen und Schularten einschließlich all-
gemeiner Schulen als Orte des Gemeinsamen Lernens unter möglichst gleichen Bedingun-
gen wahrgenommen werden können.  

 
b) Bei Errichtung neuer Schulen muss gewährleistet sein, dass andere Schulformen, soweit ein 

entsprechendes schulisches Angebot bereits besteht und weiterhin ein Bedürfnis dafür vor-
handen ist, auch künftig in zumutbarer Weise erreichbar sind. Bei der Auflösung von Schulen 
muss gewährleistet sein, dass das Angebot in zumutbarer Weise erreichbar bleibt, soweit da-
für ein Bedürfnis besteht. 
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c) Die Schulentwicklungsplanung berücksichtigt 
 

1. das gegenwärtige und zukünftige Schulangebot nach Schulformen, Schularten, Orten des 
Gemeinsamen Lernens, Schulgrößen (Schülerzahl, Klassen pro Jahrgang) und Schul-
standorten, 

2. die mittelfristige Entwicklung des Schüleraufkommens, das ermittelte Schulwahlverhalten 
der Eltern und die daraus abzuleitenden Schülerzahlen nach Schulformen, Schularten, Or-
ten des Gemeinsamen Lernens und Jahrgangsstufen, 

3. die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbestands nach Schulformen, Schularten, Or-
ten des Gemeinsamen Lernens und Schulstandorten. 

 
 

1.1.3          Örtliche Herausforderungen  
 
Neben den vom Schulgesetz vorgegebenen Zielsetzungen steht der Schulträger vor der Heraus-
forderung, nachhaltige und effiziente Lösungen für Problemstellungen und Herausforderungen zu 
finden, die sich in den vergangen Jahren durch den Ausbau des „Offenen Ganztags“ in den 
Grundschulen ergeben haben.  
Um Änderungen rechtzeitig darstellen und flexible Lösungen entwickeln zu können, müssen sta-
tistische Berechnungen und daraus resultierende Überlegungen kontinuierlich evaluiert und 
überprüft werden. Vorab sind Leitlinien mit Kriterien für künftige Untersuchungen und Entschei-
dungen festzulegen. Hierfür gilt es aus Sicht der Verwaltung, nachfolgend aufgeführte Fragestel-
lungen in der künftigen Schulentwicklungsplanung zu beantworten: 
 
 

a) Wie kann das pädagogische Konzept der Schulen auf dem Weg vom additiven zum 
integrierten Modell eine Verzahnung zwischen Unterricht und Ganztagsbetreuung 
gewährleisten? 

b) Wie kann die Mittagsverpflegung in den sich daraus ergebenden Tagesablauf inte-
griert werden? 

c) Wie können Bedarfe an einzelnen Standorten durch einen Prozess der Beteiligung 
bestmöglich mit den räumlichen Gegebenheiten vereint werden? 

d) Wie können zu einem bestimmten Zeitpunkt zu treffende Bauentscheidungen unter 
Berücksichtigung der Anforderungen des Brandschutzes in Einklang mit der sich im 
kontinuierlichen Fluss befindlichen pädagogischen Entwicklung gebracht werden? 

e) Wie kann der finanziellen Verantwortung unter Berücksichtigung externer Fördermittel 
Rechnung getragen werden? 

f) Auf welche Art und Weise können kontinuierliche statistische Auswertungen zur Vor-
bereitung politischer Entscheidungen erarbeitet werden? 

 
 

1.2       Primarstufe als Bestandteil der Gliederung des Schulwesens 
 
Die Primarstufe ist der das 1. bis 4. Schuljahr umfassende Bildungsgang, der die erste Stufe der 
schulischen Bildung darstellt. Der Besuch der Primarstufe wird in den Grund- und Förderschulen 
ermöglicht, wobei die Trägerschaft der Grundschulen die Stadt Gütersloh und der Förderschulen 
der Kreis Gütersloh innehat. 
 
Die Grundschule umfasst die Klassen 1 bis 4. Sie vermittelt ihren SchülerInnen grundlegende 
Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten, führt hin zu systematischen Formen des Lernens und 
legt damit die Grundlage für die weitere Schullaufbahn (§ 11 Absatz 1 SchulG NRW). 
 
Die Klassen 1 und 2 werden als Schuleingangsphase geführt. Darin werden die SchülerInnen 
nach Entscheidung der Schulkonferenz entweder getrennt nach Jahrgängen oder in jahrgangs-
übergreifenden Gruppen unterrichtet, sofern nicht auf Grund der Vorschriften für die Klassengrö-
ßen nur jahrgangsübergreifende Gruppen gebildet werden können (§ 11 Absatz 2 SchulG NRW).  
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Die Klassen 3 und 4 sind entweder aufsteigend gegliedert oder können durch Beschluss der 
Schulkonferenz auf der Grundlage eines pädagogischen Konzeptes mit der Schuleingangsphase 
verbunden und jahrgangsübergreifend geführt werden, sofern nicht auf Grund der Vorschriften für 
die Klassengrößen nur jahrgangsübergreifende Gruppen gebildet werden können (§ 11 Absatz 3 
SchulG NRW). 
 
Die Stadt Gütersloh unterhält 17 Grundschulen, davon 14 Gemeinschafts- und 3 städt. kath. Be-
kenntnisschulen, die alle als Offene Ganztagsschulen geführt werden. Bis auf eine Grundschule 
werden hier Eingangsphasen in den Klassenstufen 1 und 2 gebildet. In der Grundschule Sundern 
erstreckt sich diese Eingangsphase auf die Klassenstufen 1 bis 3. Die Schüler- und Klassenzah-
len sind in der als Anlage 1 beigefügten Übersicht nach dem Stand vom 01.10.2016 ausgewie-
sen.  
 
 
1.3          Schulpflicht  
 
Gemäß § 35 SchulG NRW beginnt die Schulpflicht für Kinder, die bis zum Beginn des 30. Sep-
tember das sechste Lebensjahr vollendet haben, am 1. August desselben Kalenderjahres. Wenn 
ein Kind zu einem früheren Zeitpunkt die erforderlichen körperlichen und geistigen Vorausset-
zungen besitzt und in seinem sozialen Verhalten entsprechend ausreichend entwickelt ist (Schul-
fähigkeit), kann es auf Antrag vorzeitig eingeschult werden. In diesem Fall beginnt die Schul-
pflicht mit der Aufnahme in die Schule. Aus erheblichen gesundheitlichen Gründen können schul-
pflichtige Kinder für ein Jahr zurückgestellt werden, wobei die Dauer der Rückstellung in der Re-
gel nicht auf die Schulpflicht angerechnet wird.  
 
Die Schulpflicht in der Primarstufe und der Sekundarstufe I dauert zehn Schuljahre, am Gymna-
sium neun Schuljahre.  
 
Sie wird durch den Besuch der Grundschule und einer weiterführenden allgemein bildenden 
Schule erfüllt. Sie endet vorher, wenn die Schülerin oder der Schüler einen der nach dem zehn-
ten Vollzeitschuljahr vorgesehenen Abschlüsse in weniger als zehn Schuljahren erreicht hat (§ 37 
Absatz 1 SchulG NRW). 
 
Im Falle von Kindern von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern beginnt die Schulpflicht sobald 
sie einer Gemeinde zugewiesen sind und ihr Aufenthalt gestattet ist. Sie erstreckt sich somit nicht 
auf Aufenthalte in Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) oder Zentralen Unterbringungseinrichtungen 
des Landes (ZUE), die der vorübergehenden Unterbringung bis zur Zuweisung an eine Kommune 
dienen. Gleiches gilt, wenn eine solche Unterbringung nicht in einer der bisherigen offiziellen 
Einrichtungen erfolgt, sondern zu demselben Zweck kurzfristige Unterbringungsmöglichkeiten 
von den Kommunen geschaffen werden (z.B. Nutzung von Turnhallen auf Schulgelände). (vgl. 
www.schulministerium.nrw.de/docs/Schulsystem/ Integration/Gefluechtete/index.html) 
 
 
1.4         Ganztag 
 
Über Ganztagsschulen können Kommunen die Pflichtaufgabe der öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe (i.e. der Jugendämter) zur Bereitstellung eines bedarfsgerechten Angebots zur Schul-

kindbetreuung ( § 24 Abs. 2 SGB VIII ) erfüllen ( § 5 Abs. 1 KiBiz ).  
 
Dies gilt laut § 9 Abs. 1 SchulG seit der Einführung des KiBiz im Jahr 2008 auch für gebundene 
Ganztagsschulen (das Land sieht für den Primarbereich keine gebundene Ganztagsschule vor) 

und sonstige schulische Ganztagsangebote ( § 9 Abs. 2 SchulG ), auch für Gemeinden ohne 
eigenes Jugendamt, allerdings unter der Voraussetzung, dass ein entsprechendes sozialpädago-
gisches Profil umgesetzt wird (z.B. durch die Beteiligung von Sozialpädagoginnen und Sozialpä-
dagogen oder anderer Berufsgruppen aus Jugendhilfe und Jugendarbeit).  
 

https://www.schulministerium.nrw.de/docs/Recht/Schulrecht/Fragen-und-Antworten/Unterricht/Schulpflicht/index.html
http://www.schulministerium.nrw.de/docs/Schulsystem/
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__24.html
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000386
http://www.schulministerium.nrw.de/docs/Recht/Schulrecht/Schulgesetz/Schulgesetz.pdf#page=3
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Der Erlass „Gebundene und offene Ganztagsschulen sowie außerunterrichtliche Ganztags- und 
Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekundarstufe I“ enthält Regelungen zur konkreten 
Planung und Umsetzung.  
 
 
2.             Aktueller Stand  
2.1           Bisherige Vorgehensweise der Stadt Gütersloh 
 
Die Stadt Gütersloh hat erstmals im Jahr 1972 eine Schulentwicklungsplanung in Form eines 
„Schulberichtes“ erstellt, um für die damals anstehenden Entscheidungen - nach der Neuordnung 
des Schulwesens im Jahre 1968 und der Gebietsreform im Jahre 1970 - Hilfen für die Diskussion 
über Notwendigkeiten und Entwicklungslinien im Schulwesen sowie Prioritäten im Schulbau zu 
haben. In dem Schulbericht wurde der Ist-Zustand aller in der Trägerschaft der Stadt Gütersloh 
stehenden Schulen sowie des Evangelisch Stiftischen Gymnasiums und die mögliche künftige 
Entwicklung der Schulen beschrieben. 
 
Ab dem Jahr 1975 wurden zunächst auf der Grundlage der vorläufigen Richtlinien zur Schulent-
wicklungsplanung (RdErl. des Kultusministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13.12.1972) 
in regelmäßigen Abständen für jeweils 5 Jahre periodische Schulentwicklungspläne aufgestellt 
und vom für das Schulwesen zuständigen Ausschuss sowie dem Rat beraten und verabschiedet.  
 
Ziel der Planungen war primär nicht die Einleitung neuer schulorganisatorischer Maßnahmen, 
sondern die Prüfung der Frage, ob alle Schulen räumlich ordnungsgemäß untergebracht und 
welche baulichen Investitionen auch unter langfristigen sowie unter finanzwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten berechtigt und vertretbar sind. 
 
In der jüngeren Vergangenheit wurden hierzu folgende Untersuchungen vorgenommen. 
 
  
2.1.1      OGS Bestandsanalyse 2013  
 
In der Bestandanalyse OGS aus dem Jahr 2013 wurde explizit der Offene Ganztag mit seinen 
räumlichen Auswirkungen auf die Grundschulen untersucht. Damalige Empfehlungen zum 
Raumprogramm durch Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung NRW haben 
ausgewiesen, dass für den Ganztagsbereich (Verpflegungs- und Aufenthaltsräume) insgesamt 
pro Zug in der Primarstufe 120 qm angesetzt wurden.  
 
Unter Berücksichtigung der Bandbreite im Rahmen der Klassenbildungswerte in der bis dahin 
noch gültigen Fassung (Obergrenze = 30 SchülerInnen) errechnete sich pro SchülerIn ein zusätz-
licher Flächenbedarf für den Ganztagsbereich von 1 qm, wovon 1/3 für die Aufenthaltsräume und 
2/3 für den Verpflegungsbereich anzusetzen waren.  
 
Für die Betrachtungen im Rahmen der OGS-Bestandsanalyse hat die Verwaltung für den Ver-
pflegungsbereich den Flächenbedarf von 2/3 qm je SchülerIn zusätzlich angesetzt und für den 
Aufenthaltsbereich einen Flächenbedarf von 1 qm je SchülerIn unterstellt, insgesamt somit einen 
Flächenbedarf von 1,66 qm je Schülerin/Schüler.  
 
Zu den mit der Pauschalgröße erfassten bzw. nicht erfassten Flächenarten zählten die unter Zif-
fer 2.1.2. - Seite 9 der Schulentwicklungsplanung 2013 / 2015. Die angestellten Untersuchungen 
machten im Rahmen der definierten Kriterien deutlich, dass mit Ausnahme der Grundschule 
Nordhorn alle Schulen über ausreichend Flächen für den Offenen Ganztag verfügten.  
 
Durch die am jeweiligen Standort vorhandenen Räumlichkeiten verfügten einige Schulen gar über 
Flächenüberhänge in größerem Umfang. Insbesondere vor dem Hintergrund des seinerzeitigen 
Status des demografischen Wandels und der Verpflichtung, Eingangsklassen nur nach den ge-
setzlichen Vorgaben der kommunalen Klassenrichtzahl bilden zu können, sowie des langfristig 
vertretbaren Umgangs mit kommunalen Ressourcen, wurde von baulichen Erweiterungen abge-
sehen. 
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2.1.2        Schulentwicklungsplanung 2013-2015 
 
In der Schulentwicklungsplanung 2013-2015 erfolgte die Gegenüberstellung von statistischen 
Schülerzahlentwicklungen und der vorhandenen bzw. notwendigen Raumausstattung an den 
Gütersloher Schulen in folgender Art und Weise:  
 
Grundlage für die Berechnung der Einschulungszahlen bildeten zunächst die meldeamtlichen 
Unterlagen über die tatsächlichen Geburten nach dem Stand vom 30.09.2013. Ab dem Schuljahr 
2020/21 diente der Geburtenquotient als Berechnungsgrundlage. 
 
Da das Raumprogramm des Landes NRW aufgehoben wurde, entwickelte das „Institut für soziale 
Arbeit e.V., Münster“ zusammen mit der „Serviceagentur Ganztägig lernen“ Materialien zum 
Schulbau (vgl. Der Ganztag in NRW, Beiträge zur Qualitätsentwicklung, 2012, Heft 23), in denen 
Aussagen zu Orientierungswerten für den Schulbau getroffen wurden.  
 
Nachfolgende Richtwerte dienten in den Untersuchungen in der SEP 2013-2015 als Orientie-
rungswerte: 
 
 

  
 

Primarstufe 
 

Sek I 
 

Sek II 
 

schulisch genutzte Fläche 
Durchschnitt je SchülerIn 
 

4,8 - 5,8 qm 4,4 - 5,4 qm 4,5 - 5,5 qm 

Schulhof/Pausenfreifläche  
Durchschnitt je SchülerIn 
 

5 qm 

          Tabelle 1:  Orientierungswerte schulisch genutzter Fläche – SEP 2013-2015 

 
Zu den mit der Pauschalgröße erfassten Flächenarten zählten folgende Flächen 
 

 Unterrichtsräume, 

 Räume für Bibliotheken / Mediotheken / EDV / Selbstlernzentren, 

 Mehrzweckräume, 

 Fachunterrichtsräume (naturwissenschaftliche Räume, Kunst- und Musikraum, 
sonstiger Fachunterricht, mit Ausnahme des fakultativ erteilten Fachunterrichts 
Textiles Gestalten, Technik, Hauswirtschaft), 

 Foren, 

 und Räume für den Ganztag. 
 

Nicht in den Pauschalgrößen enthalten waren die Flächen  
 

 Sporthallen, Sportanlagen, Umkleiden, Unterbringung von Sportgeräten, 

 Fachräume für Hauswirtschaft, Textiles Gestalten und Technikräume, 

 Verwaltungsräume, 

 Sammlungs-, Lehrmittel-, Vorbereitungs-, Lager-, Archiv- und Abstellräume, 

 Räume für eine inklusive Nutzung (zusätzliche Gruppenräume, Pflegeräume, 
Therapieräume, Sanitärräume), 

 sonstige Nutzflächen,  

 sowie Verkehrsflächen und technische Funktionsflächen. 
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So ergaben sich für den Untersuchungszeitraum und darüber hinaus im Primarbereich (inkl. För-
derschulen) bei Zugrundelegung der vorhandenen Flächendaten folgende gesamtstädtische Wer-
te: 

 
 

           Tabelle 2: Prognose tatsächlich schulisch genutzter Flächen – SEP 2013 – 2015 

 
Diese Übersicht macht deutlich, dass die Stadt Gütersloh nach damaligen Prognosen gesamt-
städtisch langfristig innerhalb des Orientierungswertes für die Flächendaten liegen sollte. Erst ab 
dem Schuljahr 2021/22 (in der Tabelle hervorgehoben) sollte sich auf Grund der damaligen 
Schülerprognosen vermutlich dauerhaft ein Wert leicht oberhalb des Orientierungswertes erge-
ben. Da in Förderschulen tendenziell mehr Flächen pro Schüler zur Verfügung stehen, hätte der 
Orientierungswert bereits im Schuljahr 2020 / 2021 überschritten werden können. 

 
 

2.1.3        GPA NRW – Untersuchung 2016 
 

Zusätzlich zu den Untersuchungen der Verwaltung führte die GPA NRW interkommunale Kenn-
zahlenvergleiche durch und betrachtete die Organisation und Steuerung der Schulentwicklung. 
Es wurden Benchmarks für die Kennzahlen zu den Schulflächen ermittelt. Auf der Basis dieser 
Benchmarks berechnete die GPA Potenziale für jede Schulform, so auch für die Offenen Ganz-
tagsgrundschulen. Die Flächen- und Schülerzahlen bezogen sich auf das Schuljahr 2014/2015. 
Bezugsgröße war die Bruttogrundfläche (BGF) der Gebäude. Es wurden Unterrichtsräume, Fach-
räume, Lehrerarbeitsplätze, sonstige benötigte Räume und Räume für die OGS ohne Flächen für 
Inklusion berücksichtigt. 
 
Zusammenfassend bescheinigte die GPA der Stadt Gütersloh, dass die Flächensituation mit ins-
gesamt 45.030 qm BGF in Gütersloh über alle Grundschulen hinweg wirtschaftlich ausgewogen 
sei. Dabei wurde ein Wert i.H.v. 301 qm BGF pro Klasse als Benchmark zu Grunde gelegt. 
Die GPA stimmt dahingehend mit der Verwaltung überein, dass bei der Annahme, die OGS-
Betreuungsquote steige weiterhin stark an, in Zukunft mit einer Teilnehmerquote von bis zu 80 
Prozent zu rechnen sei (vgl. auch Vorbericht). Dann ergäbe sich rein rechnerisch ein Flächenbe-
darf von 314 qm BGF pro Klasse. Bei 180 Klassen benötige die Stadt Gütersloh somit rund 
56.500 qm BGF an ihren Grundschulen. Im Vergleich zum aktuellen Flächenbestand ergäbe sich 
folglich ein Flächenmehrbedarf im Schuljahr 2021/2022 in Höhe von rund 11.000 qm BGF. 

 

Schuljahr 
 

 

Schülerzahl 
 

 

Durchschnittswert 
 

 

2013/14 
 

 

3.610 
 

 

5,52qm 
 

 

2014/15 
 

 

3.617 
 

 

5,52qm 
 

 

2015/16 
 

 

3.508 
 

 

5,69qm 
 

 

2016/17 
 

 

3.469 
 

 

5,75qm 
 

 

2017/18 
 

 

3.537 
 

 

5,64qm 
 

 

2018/19 
 

 

3.474 
 

 

5,74qm 
 

 

2019/20 

 

3.451 

 

5,78qm 

 

2020/21 
 

 

3.442 
 

 

5,80qm 
 

 

2021/22 
 

 

3.344 
 

 

5,97qm 
 

 

2022/23 
 

 

3.311 
 

 

6,02qm 
 

 

2023/24 
 

 

3.298 
 

 

6,05qm 
 

 

2024/25 
 

 

3.259 
 

 

6,12qm 
 

 

2025/26 
 

 

3.229 
 

 

6,18qm 
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Die GPA empfiehlt daher, kontinuierliche Analysen und Beobachtungen der Schülerzahlentwick-
lung sowie Einzeluntersuchungen an den Standorten anzustellen, um Maßnahmen unter der Be-
rücksichtigung der vorhandenen Ressourcen und vorhandenen Flächen abzuleiten. 
 
 
2.2         Entwicklung seit der SEP 2013-2015 und statistische Prognosen 
 
Anders als in  der SEP 2013-2015 und der OGS Bestandsanalyse 2013 beschrieben, kam es in 
der Vergangenheit dazu, dass Schüler- und OGS-Teilnehmerzahlen stärker angestiegen sind, als 
prognostiziert. Außerdem vollzog sich ein erheblicher Anstieg der OGS-Teilnehmerquote. Die 
Kinder, die an der Randstundenbetreuung teilnehmen, wurden bisher „raumneutral“ betrachtet. 
Diese Sichtweise sollte nach Meinung der Verwaltung mit Blick auf den Schulalltag standortbezo-
gen überprüft werden, da auch hier gegebenenfalls mehr Flächen zur Schülerbetreuung notwen-
dig sind. 
 
 
2.2.1        Schülerzahlen an den Grundschulen der Stadt Gütersloh  
 

       Tabelle 3: Prognose der stadtweiten Schülerzahlen 

 
Für eine Prognose der künftigen Schülerzahlen in der Primarstufe der Stadt Gütersloh hat die 
Verwaltung auf verschiedene Weise den Versuch unternommen, belastbares Datenmaterial zu 
erarbeiten. Für die Entwicklung der Schülerzahlen in den Schuljahren 2018 / 2019 bis 2022 / 
2023 dient die Zahl der bisher tatsächlich geborenen Kinder im Stadtgebiet als Grundlage. Dabei 
gilt die Zahl der vom 01.10.2011 bis 30.09.2012 geborenen Kinder als Berechnungsgrundlage für 
die Anmeldungen im Schuljahr 2018 / 2019. Auf diese Art und Weise wurden die Anmeldezahlen 
bis zum Schuljahr 2022 / 2023 ermittelt. 
 
Zur Ermittlung der schulscharfen Prognosen wurden die Anteile der Anmeldungen pro Schulen 
an den Gesamtanmeldezahlen der vergangen Schuljahre ermittelt. Die oben dargestellten Prog-
nosen wurden dann mit diesen Anmeldequotienten multipliziert, so dass sich schulscharfe Zahlen 
ergaben. (schulscharfe Prognosen - siehe Anlage 2) 
 
Es ist zu erkennen, dass die Anmeldezahlen zwischen 874  und 1.017 SchülerInnen Schwankun-
gen unterliegen. Damit ergäben sich zwischen 38 und 44 zu bildende Klassenzüge. Diese An-
meldezahlen führen unter Berücksichtigung der derzeit in der Primarstufe beschulten Schülerzah-
len dazu, dass die Gesamtschülerzahlen von derzeit 3.556 auf  bis zu 3.879 im Schuljahr 2022 / 
2023 SchülerInnen ansteigen würden.  
 

Entwicklung der Schülerzahlen lt. Einwohnermeldeamt, bei 
Anwendung Geburtenquotient mit Abweichung 

      ohne Wanderungsbewegung mit 2% Wanderungsbewegung 
 

Schuljahr 
Schüler in  
1. Klassen 

Züge Gesamtschülerzahlen 
Schüler in  
1. Klassen 

Züge Gesamtschülerzahlen 
 

2016/17 874 38 3.556 874 38 3.556 tatsächliche 
Anmeldungen 2017/18 952 41 3.670 952 41 3.670 

2018/19 910 40 3.660 947 41 3.697 

Daten laut 
Einwohner-
meldeamt 

2019/20 876 38 3.612 930 40 3.702 

2020/21 1.017 44 3.755 1.101 48 3.929 

2021/22 978 43 3.781 1.080 47 4.057 

2022/23 1.008 44 3.879 1.135 49 4.245 

2023/24 857 37 3.860 984 43 4.300 
Geburten-
quotient 2024/25 846 37 3.689 991 43 4.191 

2025/26 844 37 3.555 1.009 44 4.119 
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Berücksichtigt man zusätzlich eine Wanderungsbewegung in Höhe von 2 Prozent ergeben sich 
Anmeldezahlen zwischen 874 und 1.135 SchülerInnen, wobei sich die notwendigen Züge zwi-
schen 38 und 49 bewegen würden. Die Gesamtschülerzahl würde hierbei von derzeit 3.556 auf 
bis zu 4.245 SchülerInnen im Schuljahr 2022 / 2023 in den Gütersloher Grundschulen steigen. 
 
Für die Folgeschuljahre, für deren Anmeldeprognose noch keine tatsächlichen Geburtenzahlen 
vorliegen können, hat die Verwaltung einen Geburtenquotienten errechnet, um Anmeldezahlen 
ab dem Schuljahr ab 2023 / 2024 zu prognostizieren. Der Geburtenquotient errechnet sich auf 
der Grundlage der Geburten je Jahr, bezogen auf die Frauenjahrgänge im Alter von 15 bis 45 
Jahren (Anzahl der Geburten / 1.000 Frauen zwischen 15 und 45 Jahre). Grundlage für die Be-
rechnungen für die vorliegende Fortschreibung der Schulentwicklungsplanung ist die vom Fach-
bereich Ordnung (Bürgerbüro) erstellte Alterspyramide, die die Daten bis zum 31.12.2016 bein-
haltet. 
 
Für die Prognose der Schülerentwicklung wird mit einem Quotienten von 50 Geburten je 1.000 
Frauen gerechnet. Bei der Betrachtung der vergangenen Jahre lag nur der durchschnittliche Ge-
burtenquotient der letzten 10 Jahre unterhalb des Wertes unterhalb von 50 Geburten je 1.000 
Frauen. Sowohl der Durchschnitt der letzten fünf (51,44 Geburten), drei (54,10 Geburten) und 
zwei Jahre (54,79 Geburten) lag oberhalb des zu Grunde gelegten Wertes, sodass die Anwen-
dung dieser Berechnungsgrundlage gerechtfertigt ist.  

 
Es ist zu erkennen, dass die Anmeldezahlen im Schuljahr 2025 / 2026 voraussichtlich auf 844 
SchülerInnen zurückgehen. Damit ergäben sich 37 notwendige Züge. Der Rückgang der Anmel-
dezahlen hat Konsequenzen für die Gesamtschülerzahl, welche von 3.860 SchülerInnen im 
Schuljahr 2023 / 2024 auf 3.555 SchülerInnen im Schuljahr 2025 / 2026 zurückgehen würde. 
 
Berücksichtigt man zusätzlich eine Wanderungsbewegung in Höhe von 2 Prozent ergäbe sich ein 
Anmelderückgang auf 1.009 SchülerInnen, wobei sich die notwendigen Züge somit auf 44 redu-
zieren würden. Die Gesamtschülerzahl würde ab dem Schuljahr 2023 / 2024 von 4.300 Schüle-
rInnen auf 4.119 SchülerInnen im Schuljahr 2025 / 2026 sinken.  
 
Bei derzeit 41 vorhandenen Zügen in der Primarstufe der Stadt Gütersloh wären nach den vorhe-
rigen Ausführungen in beiden Varianten zukünftig weitere Züge zu schaffen. 
 
                                     
2.2.2       OGS–Teilnehmerquote an den Grundschulen der Stadt Gütersloh 
 
Das Land NRW ist bei seinen Planungen seinerzeit davon ausgegangen, dass im Schuljahr 
2007/08 landesweit für 195.000 SchülerInnen - das heißt für jedes vierte Kind - eine ganztägige 
schulische Betreuungsmöglichkeit zur Verfügung stehen sollte.  
 
 

Entwicklung - OGS und Randstundenteilnehmerquote ggf. inkl. Förderschulen 
  

 
 Schuljahr Gesamtschülerzahl OGS Randstunde 

2007/08 4.103 737 18% - - 

2008/09 3.991 887 22% - - 

2009/10 3.909 990 25% 444 11% 

2010/11 3.896 1.198 31% 434 11% 

2011/12 3.832 1.441 38% 416 11% 

2012/13 3.740 1.709 46% 372 10% 

2013/14 3.711 1.834 49% 385 10% 

2014/15 3.685 1.883 51% 385 10% 

2015/16 3.605 1.928 53% 351 10% 

2016/17 3.556 2.029 57% 360 10% 
 Tabelle 4: Zurückliegende Entwicklung der OGS – Teilnehmerquote 
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Seit dem Schuljahr 2010/2011 stieg die Teilnehmerquote im Offenen Ganztag über die vom Land 
prognostizierte Höhe. Bis zum Schuljahr 2016/2017 ist die OGS-Teilnehmerquote kontinuierlich 
auf die heutigen 57 Prozent gestiegen. Die Teilnehmerquote in der Randstundenbetreuung blieb 
zusätzlich relativ konstant bei circa 10 Prozent.  
 
 
Prognose - OGS Teilnehmer-
quote  
 

5jahres   
Mittel 

Mit 2 % 
Wanderung  

Schuljahr Gesamtschülerzahl 
OGS-
Teilnehmer 

OGS TN-
Quote 

2017/18 3.670 2.091 57% 

2018/19 3.697 2.252 61% 

2019/20 3.702 2.384 64% 

2020/21 3.929 2.560 65% 

2021/22 4.057 2.721 67% 

2022/23 4.245 2.876 68% 

2023/24 4.300 3.022 70% 

2024/25 4.191 3.169 76% 

2025/26 4.119 3.310 80% 

 
 
Prognose - OGS Teilnehmer-
quote  
 

2jahres 
Mittel 

 
ohne Wan-
derung 
 

Schuljahr Gesamtschülerzahl 
OGS-
Teilnehmer 

OGS TN-
Quote 

2017/18 3.670 2.008 55% 

2018/19 3.660 2.166 59% 

2019/20 3.612 2.249 62% 

2020/21 3.755 2.342 62% 

2021/22 3.781 2.431 64% 

2022/23 3.879 2.525 65% 

2023/24 3.860 2.614 68% 

2024/25 3.689 2.707 73% 

2025/26 3.555 2.781 78% 

Tabellen 5 – 8: Prognosen OGS-Teilnehmerquote   

 
Für die Entwicklung der Teilnehmerzahlen am Offenen Ganztag hat die Verwaltung standortspe-
zifische Betrachtungen vorgenommen. Als Grundlage dienten die prognostizierten Schülerzahlen 
mit und ohne Wanderungsbewegung. Um schulscharfe Entwicklungen ableiten zu können, wurde 
der Zeitraum der letzten zwei Jahre bzw. der letzten fünf Jahre betrachtet. Die standortspezifi-
sche aktuelle Teilnehmerzahl des Schuljahres 2016 / 2017 ist abschließend, um die auf diese 
Weise ermittelte jährliche Durchschnittsveränderungsrate erhöht worden. (siehe Anlage 3) Für 
die oben abgebildeten Daten wurden die Prognosen der Einzelstandorte addiert. 
 
Es ist zu erkennen, dass die OGS-Teilnehmerquote voraussichtlich auch in den nächsten Jahren 
stetig steigen wird. Es bleibt festzustellen, dass es sich bei allen Prognosen um vorausschauen-
de Aussagen handelt und es keine Gewähr für eine sich tatsächlich so darstellende Entwicklung 
gibt. Es besteht Konsens mit dem landesweiten Qualitätszirkel OGS und den Einschätzungen der 
GPA, dass mit einem weiteren Anstieg der stadtweiten OGS-Teilnehmerquote auf bis zu 80 
Prozent, an einigen Standorten sogar auf bis zu 100 % zu rechnen ist. 
 
 

 
Prognose - OGS Teilnehmer-
quote  
 

2jahres 
Mittel 

mit 2% 
Wanderung  

Schuljahr Gesamtschülerzahl 
OGS-
Teilnehmer 

OGS TN-
Quote 

2017/18 3.670 2.042 56% 

2018/19 3.697 2.245 61% 

2019/20 3.702 2.379 64% 

2020/21 3.929 2.527 64% 

2021/22 4.057 2.676 66% 

2022/23 4.245 2.834 67% 

2023/24 4.300 2.996 70% 

2024/25 4.191 3.164 76% 

2025/26 4.119 3.316 80% 

 
Prognose - OGS Teilnehmer-
quote  
 

5jahres  
Mittel 

ohne Wan-
derung 

Schuljahr Gesamtschülerzahl 
OGS-
Teilnehmer 

OGS TN-
Quote 

2017/18 3.670 2.065 56% 

2018/19 3.660 2.180 60% 

2019/20 3.612 2.269 63% 

2020/21 3.755 2.389 64% 

2021/22 3.781 2.486 66% 

2022/23 3.879 2.561 66% 

2023/24 3.860 2.637 68% 

2024/25 3.689 2.711 73% 

2025/26 3.555 2.775 78% 
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Bemerkenswert ist hierbei, dass es unerheblich ist, welche Variante (Zwei-Jahresmittel oder 
Fünf-Jahresmittel / mit oder ohne Wanderungsbewegung) die Grundlage für die prognostische 
Berechnung darstellt. Das Erreichen der von der Verwaltung und der GPA erwarteten stadtweiten 
Teilnehmerquote in Höhe von rund 80% wird nach diesen Berechnungen voraussichtlich im 
Schuljahr 2025 / 2026 eintreten.  
 
Ein weiteres Indiz für die weiterhin ansteigende Zahl an Teilnehmern an der Betreuung im Offe-
nen Ganztag ist der derzeitig ansteigende Bedarf an Kita-Betreuungszeiten. Der Unterschied der 
oben beschriebenen Schüler- und OGS-Teilnehmerzahlentwicklung zu den Prognosen der Un-
tersuchungen in den letzten Jahren, hat starke Auswirkungen auf die Raumbedarfe in den Gü-
tersloher Grundschulen.  
 
 
2.3           Zusätzliche Herausforderungen   
 

Zusätzlicher Handlungsbedarf ergibt sich daraus, dass zum Zeitpunkt der Einführung des Offe-
nen Ganztages Themen wie z.B. Inklusion, Differenzierung und Sprachförderung von Kindern mit 
Migrationshintergrund nicht hinreichend in die Überlegungen einbezogen wurden, da sie sich erst 
im Nachhinein als in diesem Maße wichtig herausgestellt haben.  
 
Differenzierung als Gesamtheit aller organisatorischen und didaktisch–methodischen Maßnah-
men, die den Umgang mit unterschiedlichen Lernvoraussetzungen, Lernbedürfnissen und Lern-
ergebnissen der einzelnen Schüler gewährleisten, nimmt einen immer größer werdenden Stel-
lenwert im Schulalltag ein (vgl. Glöckel, Hans: Vom Unterricht, 2. Aufl., Bad Heilbrunn 1992). 
 
Inklusive Konzepte versuchen, über die Integrationsbestrebungen hinausgehend, alle Men-
schen mit Beeinträchtigungen in einen gemeinsamen Alltag einzubeziehen. Menschen mit Unter-
stützungsbedarf werden nicht nur in eine „normale“ Welt integriert, sondern jedes Gesellschafts-
mitglied wird als Mensch mit jeweils unterschiedlichen Bedürfnissen angesehen, auf die ange-
messen reagiert werden muss. Im Schulalltag wird grundsätzlich von einer heterogenen, also 
einer uneinheitlich zusammengesetzten Schulgesellschaft ausgegangen. Die Kinder sollen nicht 
an die Rahmenbedingungen in der Einrichtung angepasst werden, sondern jedes Kind soll dabei 
die individuelle Unterstützung bekommen, die es benötigt. (vgl. Vollmer, K. (2012): Inklusion. In: 
Vollmer, K.: Fachwörterbuch für Erzieherinnen und pädagogische Fachkräfte. Freiburg: Verlag 
Herder.) 
 
Gute deutsche Sprachkenntnisse sind Voraussetzung für die Teilhabe an der Gesellschaft. 
Sprache stellt die Grundlage für gegenseitiges Verstehen dar und ist der Schlüssel der Kommu-
nikation (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge). 
 
Herausforderungen im Schulalltag bestehen also darin, unterschiedliche Lernvoraussetzungen zu 
erkennen, zu akzeptieren und konsequent zu berücksichtigen, um geeignete Maßnahmen ergrei-
fen zu können. Der  Vorrang von nachhaltigen Lernergebnissen vor Erledigung des Lernstoffes 
erfordert die Anwendung verschiedener Methoden. Die unterschiedlichen Voraussetzungen der 
Schüler erlauben kein normiertes Lernen. Herausforderungen können hierbei durch die Mehrbe-
lastung des Lehrpersonals, den erhöhten Bedarf an geeigneten Arbeitsmitteln und Räumen in 
Bezug auf Raumgröße, Raumanzahl und Raumausstattung entstehen.  
 
Eine in den (Ganz-) Tagesablauf integrierte Schulverpflegung kann einen erheblichen Beitrag 
zur praxis- und lebensweltorientierten Ernährungsbildung und Gesundheitserziehung leisten. 
Notwendige Alltagskompetenzen der SchülerInnen, ihr Konsumverhalten gesund, eigenverant-
wortlich und nachhaltig zu gestalten, werden damit verbessert.  
 
Wohlbefinden und Leistungsfähigkeit werden ganz wesentlich von der Gestaltung der Pausen 
und der Rhythmisierung des Ganztages beeinflusst. Die Versorgung mit Mahlzeiten trägt wesent-
lich zum Wohlbefinden und zur Leistungsfähigkeit der SchülerInnen und LehrerInnen bei.  

https://www.herder.de/kindergarten-paedagogik-shop/fachwoerterbuch-fuer-erzieherinnen-und-paedagogische-fachkraefte-taschenbuch/c-26/p-4022/
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Das Speisenangebot soll schmecken, gesund sein und auf Basis definierter Qualitätsstandards 
für die Schulverpflegung gestaltet werden. Dabei stellt die Mensa einen Begegnungsort dar, in 
dem neben Essen und Trinken das Miteinander eine große Rolle spielt. 
 
Damit diese Orte mehr als nur Essenstätten sind, ist es über die Versorgungsfunktion hinaus  
eine pädagogische Aufgabe, Mensa, Schülerbistro und Cafeteria zu einem wichtigen Bestandteil 
einer Ganztagsschule zu etablieren. Die ganze Schulgemeinde und auch der Schulträger sowie 
externe Caterer sind hierfür verantwortlich. Nur so können mit der Verpflegung auch kommunika-
tive, gesundheitliche, ökologische und soziale Zielsetzungen verknüpft werden. (vgl. 
www.verbraucherzentrale.nrw/media 230063A.pdf) 
 
Schulen sind geprägt von Offenheit, Transparenz, viel Tageslicht und multifunktionalen Flächen, 
die ggf. den Flurzonen zuzuordnen sind. Hier spielt die Aufstellung eines qualifizierten und 
schutzzielorientierten Brandschutzkonzeptes in Abstimmung mit dem Raumprogramm für die 
Grundschulen eine wesentliche Rolle. Ein Austausch mit allen Vertretern aus Bauordnung, Ge-
bäudemanagement und Feuerwehr ist zwingend notwendig. 

 
 

    3.         Leitlinien der Schulentwicklung der Stadt Gütersloh in der Primarstufe 
3.1       Schulentwicklungsplanung als Bestandteil kommunaler Steuerung 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es Aufgabe des Schulträgers, im Zuge der Schulentwicklungspla-
nung an der Sicherstellung einer guten pädagogischen Arbeit an den Grundschulen nach den 
landesgesetzlichen Vorgaben des SchulG und der Etablierung von Schulen als Lern- und Le-
bensraum mitzuwirken. Hierzu ist die Ausstattung der Schulen mit notwendigen Sachmitteln, Mo-
biliar sowie Lehr- und Lernmitteln zu gewährleisten. 
 
In Zusammenarbeit mit den Schulen und den Trägern des Offenen Ganztages sind notwendige 
Räumlichkeiten zu definieren und Raumbedarfe mit SOLL/IST-Vergleichen zu ermitteln.  
Unter der Berücksichtigung städtischer Haushaltsmittel und möglicher Fördermittel sind Maß-
nahmen so zu planen und vorzubereiten, dass die politischen Gremien nachhaltige und zweck-
mäßige Entscheidungen treffen können.  
 
Wenn Chancengerechtigkeit für alle Kinder geschaffen werden soll, müssen die Lernbedingun-
gen in den Schulen gerade für die Kinder mit Unterstützungsbedarf optimal sein. Schulen sollen 
Lernorte sein, in denen Kinder gefördert werden können und in denen Lernen Spaß macht. Das 
gilt sowohl für die technische Ausstattung an den Schulen als auch für eine moderne Gestaltung 
der Schulgebäude. 
 
Der Offene Ganztag als gleichwertiger Bestandteil der Gütersloher Grundschulen leistet einen 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung des Auftrages aus dem Schulgesetz sowie des § 24 SGB VIII. 
Um dies auch weiterhin umsetzen zu können, müssen sich ändernde Bedingungen berücksichtigt 
und daraus entstehende Probleme gelöst werden. Hierbei sind Unterricht und OGS als Einheit zu 
betrachten.  
 

Den Städten kommt in der kommunalen Bildungslandschaft eine zentrale Rolle bei der Steuerung 
und Moderation der zielorientierten Zusammenarbeit zu. (Aachener Erklärung 2007, Deutscher 
Städtetag) 
 

Der Fachbereich Jugend und Bildung leistet mit der zu erstellenden Schulentwicklungsplanung 
einen Beitrag zur Gütersloher Bildungslandschaft. Als wichtiger Bestandteil der lokalen Steuerung 
im Zuge der kommunalen Selbstverwaltung gestaltet sich die künftige Schulentwicklungsplanung 
auf nachstehende Art und Weise.  
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3.2          Leitlinien der künftigen Schulentwicklung  
 
Einen Vorschlag, die benannten Herausforderungen zu bewältigen, nennt exemplarisch die „Mon-
tagStiftung – Jugend und Gesellschaft“: 

 

„Die Vielfalt von Kindern spiegelt sich in neuen Lernarrangements, die wiederum neue 
Raumkonzepte erfordern. Im Mittelpunkt steht dabei die Flexibilität: Wir brauchen in Zu-
kunft keine besonderen Räume für besondere Schüler/innen. Wir brauchen Lernumge-
bungen, die in der Lage sind, die Begabungen aller Kinder und Jugendlichen aufzuneh-
men und zu unterstützen – und von denen alle profitieren. Legt man bei zukünftigen Pla-
nungsfragen von vornherein das Verständnis eines „Designs für alle“ an, sind […] Räume 
nicht nur für Schüler/innen mit Bedarf an angepassten Lösungen, sondern für alle Kinder 
und Jugendlichen eine Bereicherung.“ (http://schulen-planen-und-bauen.de/2015/08/30/ 
welche-raeume-braucht-eine-inklusive-schule/) 

 

Um das Fundament für Lehr- und Lernerfolge künftiger Schüler- und Lehrergenerationen zu 
schaffen, kann die Kombination aus Architektur und Pädagogik für Flexibilität, Anpassbarkeit und 
Identifikation sorgen, die für die Überwindung des scheinbaren Widerspruches aus starren Bau-
entscheidungen und der sich im ständigen Fluss befindlichen pädagogischen Arbeit notwendig 
sind. 
 
Die Betrachtung des Offenen Ganztages als Einheit aus Unterricht und Betreuung kann zu opti-
maler Gestaltung des Tagesablaufes und somit effizienter Nutzung vorhandener Räumlichkeiten 
beitragen. Hierfür heißt es, die Eigenverantwortlichkeit der Schulen und die Kooperation zwi-
schen Lehr- und Ganztagsbetreuungspersonal zu stärken.  
 
Um Lebenslanges Lernen zu ermöglichen, sind im Falle der Grundschulen optimale Übergänge 
von Elementarstufe zu Primarstufe und von Primarstufe zu Sekundarstufe zu gewährleisten, in-
dem die Kooperation und der Austausch zwischen den einzelnen Einrichtungen gefordert und 
gefördert werden. 
 
Lebensnahes Lernen mit der Schule als Lern- und Lebensort kann durch die Öffnung der Schule 
zum Sozialraum, durch eine gestärkte Rolle der Schule im Stadtteil, die Verbindung von formel-
lem und non-formellem Lernen sowie durch architektonische Gestaltung umgesetzt werden. 
 
All die genannten Punkte müssen aus der Verantwortung, die sich aus dem Umgang mit öffentli-
chen Geldern ergibt, im Einklang mit den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des städtischen 
Haushalts stehen. 
 
Hierfür sind die in der Schulentwicklungsplanung aufgestellten Strategien und Leitlinien kontinu-
ierlich zu hinterfragen und zu evaluieren. Neben der gesamtstädtischen Betrachtung sind an den 
Schulstandorten sich ändernde Bedingungen wie Schülerzahlen und Teilnehmerzahlen im offe-
nen Ganztag mit den räumlichen Angeboten vor Ort stetig zu vergleichen und für politische Ent-
scheidungen aufzuarbeiten, um wirtschaftliche und nachhaltige Entscheidungen treffen zu kön-
nen.  
 
 
3.3        Beteiligung am Prozess der Schulentwicklung  
 
Gemäß § 65 SchulG wirken Schulträger und Schulen bei der Aufstellung des Schulentwicklungs-
planes zusammen. Statistische Berichterstattungen für die Fortschreibung der Schulentwick-
lungsplanung der Stadt Gütersloh werden den Schulen zur Stellungnahme zugeleitet. 
 
Der im § 80 SchulG in der Regel geforderte Abstimmung mit benachbarten Schulträgern bedarf 
es im Primarbereich nicht, da es keine überörtlichen Verflechtungen gibt. Gleichwohl werden 
Entwicklungen im erst kürzlich initiierten Arbeitskreis "Interkommunale Schulentwicklungspla-
nung" der Regiopole mit den umliegenden Schulträgern besprochen und abgestimmt.  

http://schulen-planen-und-bauen.de/2015/08/30/%20welche-raeume-braucht-eine-inklusive-schule/
http://schulen-planen-und-bauen.de/2015/08/30/%20welche-raeume-braucht-eine-inklusive-schule/
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Bei dem im Abschnitt 7 beschriebenen künftig stattfindenden Prozess müssen aus Sicht der Ver-
waltung alle beteiligten Akteure involviert sein, um gemeinsam nachhaltige Entscheidungen tref-
fen zu können. 
 
Die größte Herausforderung ist neben der inhaltlichen Diskussion, Akteure so einzubeziehen, 
dass sie sich mit den getroffenen Entscheidungen identifizieren, um so bestmöglich an der Um-
setzung mitwirken zu können. Das „Vorsetzen“ von architektonischen Entwürfen und räumlichen 
Konzepten mit der Maßgabe, die pädagogische Arbeit daran anzupassen, gestaltet sich als 
ebenso schwierig, wie Räumlichkeiten an starre pädagogische Konzepte anpassen zu müssen. 
Vielmehr ist hier eine zeitgleiche Ausrichtung und gemeinsame Erarbeitung beider voneinander 
abhängiger Elemente notwendig. 
 
Neben Schulen, Kollegien, SchülerInnen und Trägern der OGS sind alle weiteren Beteiligten in 
diesem Prozess zu hören und deren professionelle Ansprüche zu berücksichtigen. Dies gilt in der 
Verwaltung, welche insgesamt als Schulträger auftritt, neben dem Fachbereich Jugend und Bil-
dung ebenso für die einzelnen Fachabteilungen wie Bauordnung und Vermessung, Technisches 
Gebäudemanagement, Finanzen, Personal und Organisation sowie Feuerwehr,  Stadtplanung 
und Grünflächen. Die Verwaltung, trägt hierbei die Verantwortung gegenüber dem Ergebnis, dem 
Haushalt, der Stadtentwicklung und den Zielen der Stadt sowie dem dafür eingesetzten Personal. 
Außerdem ist es Aufgabe der Verwaltung, den politischen Entscheidungsprozess in Abstimmung 
mit den politischen Gremien und Verantwortlichen vorzubereiten und abzustimmen. 
 
Wenn notwendig, sollten externe Professionen mit Blick auf fachliche, organisatorische und per-
sonelle Unterstützung einbezogen werden. Diese sollten im Gesamtprozess außerdem als Mode-
ratoren zwischen den handelnden Akteuren agieren. Der erhöhte finanzielle Aufwand muss hier 
den Vorteilen einer nachhaltigen Planung und Umsetzung sowie dem Modellcharakter für künfti-
ge Prozesse gegenübergestellt werden. 
 
 
4.           Gütersloher Raumprogramm  
4.1         Erarbeitung eines Gütersloher Raumprogrammes für die Primarstufe  
 
Ein wichtiger Bestandteil des bisherigen Beteiligungsprozesses war es, im kommunalen Quali-
tätszirkel OGS mit den Ganztagsträgern und Vertretungen der Grundschulleitungen in gemein-
samen Überlegungen und Diskussionen Standards und Notwendigkeiten zu formulieren, um so 
das pädagogische Niveau der Betreuung an den Schulen des Offenen Ganztages aufrechterhal-
ten und verbessern zu können. 
 
Verbindliche Vorgaben des Landes für die notwendigen Raumkapazitäten in der Ganztagsbe-
treuung gibt es bis zum heutigen Tage nicht. Auch in umliegenden Kommunen existieren kaum 
aktuelle Regelungen zu Raumprogrammen, an denen man sich in künftigen Untersuchungen 
orientieren könnte. Einzig das Ersatzschulraumprogramm des Landes NRW, welches die Refi-
nanzierungshöchstsätze für Raumprogramme allgemeinbildender und berufsbildender Ersatzschulen, 

Ersatzförderschulen sowie Freier Waldorfschulen definiert, kann als Orientierung dienen. (§ 7 Absatz 

1 FESchVO sowie die Anlage 6 zu § 7 Absatz 1 FESchVO i.V.m. Anlage 6 – Stand  01.06.2015) 

So war es ein Teil der Überlegungen, ein gemeinsames Gütersloher Raumprogramm zu definie-
ren. Ziel war es, durch die Definition inhaltlicher Anforderungen an die Betreuung im Offenen 
Ganztag Schlussfolgerungen für einen theoretischen Bedarf an dafür notwendigen Raumkapazi-
täten abzuleiten. Um besondere Anforderungen in den Gütersloher Grundschulen des Offenen 
Ganztages berücksichtigen zu können, wurden Listen zu Aufgaben und Umfängen in der Betreu-
ung erstellt, um notwendige Raumarten und –größen abzuleiten. Ebenso wurden zur Visualisie-
rung verschiedene Modelle der praktischen Umsetzung an zwei- bzw. dreizügigen Grundschulen 
grafisch dargestellt.  
 
Das Ergebnis dieses Prozesses war der Konsens, dass die Vorgaben des Ersatzschulraumpro-
grammes um einen Quadratmeter pro Teilnehmer am Offenen Ganztag ergänzt werden mussten. 
Das ursprüngliche Ersatzschulraumprogramm verfügte über eine zu geringe Berücksichtigung  
von Flächen für Differenzierung, Inklusion und der Ganztagsbetreuung.  
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Mit dieser Ergänzung würde man den räumlichen Anforderungen einer pädagogischen Betreuung 
gerecht werden können.  
 
Argumente der Träger für ein Gütersloher Raumprogramm (ausführlich siehe Anlage 4): 
 
- Planungsgrundlage einer OGS-Teilnehmerzahl i.H.v. 25 Prozent ist seit Langem übertroffen 
- es existieren keine verbindliche Vorgaben seitens des Landes NRW 
- Mangel an Raum hat teils drastische Auswirkungen auf den Ganztagsbetrieb in den Grund-

schulen: 

 zu wenig Raum für die Entwicklung der Schüler notwendigen Differenzierung 

 zu wenig Raum für Ruhe und Rückzug 

 zu wenig Raum für Mittagessen 

 hohe Lärmbelastung 

 hohe Belastung auch für Mitarbeiter -> hoher Krankenstand 
- für den Bildungsauftrag der OGS ist die Raumausstattung mitentscheidend 
- bessere Raumausstattung hat positive Effekte auf den Vormittag 
 
In der Verwaltung besteht Konsens mit dem landesweites Qualitätszirkel und der GPA darüber,  
dass die OGS-Teilnehmerquote stadtweit in Zukunft auf bis zu 80%, an einigen Standorten sogar 
auf bis zu 100 % ansteigen wird. Dieser Anstieg wird stetig und nicht an allen Schulstandorten 
gleichzeitig erfolgen, sodass Maßnahmen Schritt für Schritt eingeleitet werden können. Ziel muss 
sein, die Gütersloher Grundschulen zukunftsorientiert auf diese Herausforderung vorzubereiten.  
 
Nach Vergleichen mit vorhandenen Raumprogrammen umliegender und landesweiter Kommu-
nen sowie Untersuchungen der „Montag Stiftung“ und der „Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsmanagement (KGST) lässt sich erkennen, dass die Überlegungen des Gütersloher 
Qualitätszirkels zwar realistische, aber keineswegs überzogene Anforderungen zur Gewährleis-
tung des Ganztagesauftrages aus dem Schulgesetz darstellen.  
 
 
5.            Schlussfolgerung – qualitatives Raumnutzungskonzept  
5.1          Überlegungen des landesweiten Qualitätszirkels  
 
Zu einer ähnlichen Auffassung - sich neu mit dem Thema Ganztag und Raum zu beschäftigen - 
sind die handelnden Akteure im landesweiten Qualitätszirkel gekommen. Folgende Merkmale 
haben laut einer Handreichung für „Qualitätsmerkmale für eine ganztägige Raumnutzung in Offe-
nen Ganztagsgrundschulen“ landesweite Bedeutung für das Thema „Räume im Ganztag“: 
 

- ursprünglich geplante 25% OGS-Teilnehmerquote wird v.a. in Städten weit überschritten 
- fehlende OGS-Plätze (Wartelisten) 
- fehlende adäquate Funktionsräume 
- wenig Platz für Kinder in genutzten Räumen – v.a. wenn eine kleine Schulklasse zum 

„Gruppenraum“ wird oder das Außengelände bei schlechtem Wetter nicht genutzt werden 
kann 
 

 „Eine optimale Raumnutzung braucht „intelligente Lösungen“. Neben der Notwendigkeit, zusätz-
liche Raumressourcen zu schaffen, kommt einem gemeinsam zwischen den verschiedenen Ver-
antwortlichen sowie den Nutzerinnen und Nutzern abgestimmten qualitativen Raumnutzungskon-
zept mindestens die gleiche Bedeutung zu. Dieses kann gleichzeitig dazu genutzt werden, einen 
vorhandenen räumlichen Ausbaubedarf deutlich zu machen.“  
 
Daraufhin wurden im landesweiten Qualitätszirkel „Leitgedanken“, „Qualitätsmerkmale“ und „Indi-
katoren“ zur Orientierung für ein qualitatives Raumnutzungskonzept definiert. Laut landesweitem 
Qualitätszirkel NRW bringt jeder Standort unterschiedliche Voraussetzungen mit sich.  
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Daher wird es auch kein allgemeingültiges Raumkonzept geben. Allerdings gibt es eine größere 
Anzahl spezifischer Merkmale, die in ihrer gesamtheitlichen Ausprägung als „Qualitäts-Anzeiger“ 
dienen können.  (vgl. Handreichung für „Qualitätsmerkmale für eine ganztägige Raumnutzung in 
Offenen Ganztagsgrundschulen“ – landesweiter QZ NRW) 
 
 
5.2           Schlussfolgerung der Stadt Gütersloh  
 

Die Verwaltung schließt sich der Auffassung des landesweiten Qualitätszirkels an. Zwar können 
theoretische Überlegungen und ein definiertes Raumprogramm einen ersten Überblick über die 
tatsächliche Notwendigkeit bzw. das Vorhandensein von Raumbedarfen verschaffen, aber den-
noch müssen standortspezifische Besonderheiten an allen in städtischer Trägerschaft befindli-
chen Grundschulen berücksichtigt werden. Hierbei ist die prognostizierte stadtweite OGS-
Teilnehmerquote i.H.v. 80 Prozent - an einigen Standorten sogar eine mögliche volle  Auslastung 
-  in allen Überlegungen zu berücksichtigen. Aus Sicht der Verwaltung setzt sich dieser Prozess 
hauptsächlich aus drei Bestandteilen zusammen. 
 
 

5.2.1         Pädagogische Umorganisation 
 
Schulintern müssen Überlegungen dazu angestellt werden, inwieweit das pädagogische Konzept 
auf dem Weg vom additiven zum integrierten Modell eine Verzahnung zwischen Unterricht und 
Ganztagsbetreuung gewährleistet. Rhythmisierte Tagesabläufe können ein wichtiges Instrument 
dafür sein, den „Ganztag“ als Einheit von Unterricht und Betreuung zu sehen und vorhandene 
Räume effektiv auszulasten.  
 
 
5.2.2         Nutzenorientierter Umbau im Bestand plus Sanierung 
 
Um vorhandene Räumlichkeiten effektiv nutzen zu können, müssen u.a. folgende Fragen beant-
wortet werden: 

 
o Welche Raumtypen sollen welche Funktionen haben?  
o Können vorhandene Räumlichkeiten durch Umgestaltung und Umbau (z.B. durch 

multifunktionales Mobiliar) effektiver genutzt werden?  
o Können verschiedene Raumnutzungen durch eine offene und flexible Gestaltung mul-

tifunktional miteinander verbunden werden? 
 
 
5.2.3  Anbau flexibel nutzbarer Flächen 
 
Für den Fall, dass nach organisatorischen Maßnahmen sowie Umbau bzw. Umnutzung vorhan-
dener Räume weiterhin Raumbedarf besteht, müssen vorhandene Grundstückskapazitäten in 
Absprache mit den fachlich zuständigen Dienststellen dahingehend untersucht werden, ob und 
wie die Errichtung zusätzlicher Räume möglich gemacht werden kann. Hierfür ist u.a. zu klären, 
ab welcher Nutzungszeit und -intensität es sich lohnt, komplett neue Räumlichkeiten zu schaffen. 
Der Freistand neu geschaffener Räumlichkeiten ist, genau wie bei bestehenden Flächen, unbe-
dingt zu vermeiden. 
 
Insgesamt ist bei der Betrachtung der vorhandenen und potentiellen Räumlichkeiten und ihrer 
Nutzung ein Kompromiss zwischen der zu einem Zeitpunkt getroffenen Bauentscheidung unter 
Berücksichtigung der Vorgaben des Brandschutzes und der sich im Fluss befindlichen pädagogi-
schen Entwicklung im Schulalltag notwendig. Hierfür ist, wie in Abschnitt 3.3 beschrieben, die 
Beteiligung der partizipierenden Akteure, vor allem der Schulleitungen, Kollegien, SchülerInnen 
und Eltern für den Schulträger zur Ableitung flexibler und nachhaltiger Entscheidungen von be-
sonderer Bedeutung. 
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Die Verwaltung sieht in der Auflistung des erläuterten Dreiklangs eine sich aus dem Prozessver-
lauf logisch ergebende Reihenfolge. Dies soll keineswegs einer Priorisierung bzw. Wertung der 
einzelnen Bestandteile gleichkommen. Keines der drei Teile darf bei ergebnisoffenen Standortbe-
trachtungen im Vorhinein ausgeschlossen werden. Der Verantwortung gegenüber den zur Verfü-
gung stehen städtischen Haushaltsmitteln ist in allen Überlegungen Rechnung zu tragen. 
 
 
6. Maßnahmen und Umsetzung 
6.1              Einrichtung von Ganztagszügen 
 
Als „Ganztagsklasse“ wird eine Klasse in einer Offenen Ganztagsschule bezeichnet, in der aus-
schließlich Schülerinnen und Schüler beschult werden, die am Offenen Ganztag teilnehmen. Die 
Zusammenführung von OGS-SchülerInnen in einer Klasse ermöglicht eine veränderte pädagogi-
sche Arbeit in diesen Klassen.  
 
Da alle Schülerinnen und Schüler auch am Nachmittag in der Schule sind, können Unterrichts-
einheiten und OGS-Angebote im Tagesverlauf anders angeordnet werden. So ist es z. B. mög-
lich, OGS-Angebote in den Vormittag zu integrieren oder Unterricht am Nachmittag zu erteilen. 
Auch besteht die Möglichkeit, bereits im Vormittagsverlauf OGS-Personal in den Unterricht ein-
zubeziehen. Dadurch ergibt sich zum einen eine mögliche Doppelbesetzung mit lehrendem bzw. 
pädagogischem Personal an vielen Stunden des Tages und zum anderen eine stärkere, auch 
personelle Verzahnung von Vormittags- und Nachmittagsangeboten.  
 
Für die Bildung von Ganztagsklassen stellt die Verwaltung Mittel nach dem jüngsten Beschluss 
des Bildungsausschusses vom 21.03.2017 (Vorlage 88/2017) bereit. Die Mittel sind gedacht als 
„Anschubfinanzierung“, denn erfahrungsgemäß besteht gerade im Zeitraum der erstmaligen Bil-
dung von Ganztagsklassen ein erhöhter finanzieller Bedarf, der nicht ausschließlich aus der regu-
lären OGS-Finanzierung gedeckt werden kann.  
 
Für die Bildung neuer Ganztagsklassen ab dem Schuljahr 2015 / 2016 erhalten Offene Ganz-
tagsschulen eine einmalige finanzielle Unterstützung in Höhe von 5.000 € je gebildeter Ganz-
tagsklasse. Die finanzielle Unterstützung endet, wenn in allen vier Jahrgängen eines Zuges der 
Grundschule eine Ganztagsklasse eingerichtet ist. Für drei der 17 Gütersloher Grundschulen 
wurden bisher Mittel beantragt und konnten nach Prüfung bewilligt werden. In einigen weiteren 
wird derzeit über die Einrichtung von Ganztagszügen nachgedacht. 
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6.2            Umgesetzte und in Planung befindliche Maßnahmen an den Gütersloher  
                Grundschulen 

 
Jährlich werden durchschnittlich rund 800.000 € allein für Unterhaltungsmaßnahmen an den städ-
tischen Grundschulen eingesetzt. Hinzu kommen durchschnittlich rund 700.000 €/a für investive 
Maßnahmen. Schwerpunkte liegen in der Verbesserung der Gebäudeaußenhülle und somit auch 
des Innenraumklimas einschließlich Fenster, der Verbesserung der Akustik in Klassenräumen 
und Maßnahmen zur Unterstützung der Inklusion (z.B. barrierefreie Zugänge, Toiletten bzw. Ein-
bau von Aufzügen). Zukünftig wird es verstärkt um die Optimierung der Verpflegungs- bzw. OGS 
Bereich und den W-LAN Ausbau an den einzelnen Standorten gehen.  
 

 

Grundschulstandort Umgesetzte / geplante Maßnahme 

GS Altstadtschule Tornister Raum 

GS Avenwedde - Bahnhof Verbesserung der Akustik in Klassenräumen 

GS Blankenhagen 
Inklusion: Verbesserung der Akustik in Klas-
senräumen und barrierefreies WC, Optimie-
rung der Beleuchtung 

GS Blücherschule Optimierung der Beleuchtung 

GS Edith Stein Grundsan. z.B. der Aula, Tornister Raum 

GS Große Heide Verbesserung der Akustik in Klassenräumen 

GS Heidewald 
Inklusion: Aufzugsanlagen Schule und Sport-
halle 

GS Josefschule Ausbau und Sanierung des OGS Bereichs 

GS Kapellenschule 
Verbesserung der Akustik in Klassenräumen, 
Sanierung der Sporthalle, barrierefreier Zu-
gang zum Gebäude 

GS Neißeweg 
Tornister Raum, Erweiterung Verpflegungs-
bereich 

GS Nordhorn Verbesserung der Akustik in Klassenräumen 

GS Pavenstädt 
Tornister Raum, Erweiterung Verpflegungs-
bereich 

alle Grundschulen geplant Ausbau W-LAN 

Tabelle 9: umgesetzte und in Planung befindliche Maßnahmen an den Grundschulstandorten 

 
 
7.               Elemente des künftigen Schulentwicklungsplanungsprozesses  

7.1            Prioritätenliste und standortscharfe Betrachtung  
 
Um objektive Vergleiche der einzelnen Schulstandorte anzustellen, reicht es nicht, allein die im 
Abschnitt 4 beschriebenen Raumbedarfe zu berücksichtigen. Um ein umfassendes Bild zu erhal-
ten, dienten folgende Kriterien zur Priorisierung: 
 
allgemeine Kriterien 
- Schülerzahl im Verhältnis zur Gesamtschülerzahl (stadtweit) 
- OGS-Teilnehmerzahl im Verhältnis zu Gesamtteilnehmerzahl (stadtweit) 
- Teilnehmerzahl Randstundenbetreuung im Verhältnis zur Gesamtteilnehmerzahl (stadtweit) 
- Neuzuwanderungen mit Sprachförderbedarf im Verhältnis zur Gesamtzahl (stadtweit) 
- Schüler mit AOSF-Förderbedarf im Verhältnis zu Gesamtzahl (stadtweit) 
- aktuelle Begrenzung Randstunden und OGS - Teilnehmer am Standort nötig? 
- Entwicklung Schülerzahlen an der Schule 
- Entwicklung OGS - Teilnehmerzahlen an der Schule 
- voraussichtlicher Zeitpunkt Erreichen OGS–Teilnehmerquote i.H.v. 80 Prozent 
- andere Grundschulen im Umkreis von 2 km  
- KITA's im Umkreis von 2 km  
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konzeptionelle Besonderheiten  
- Anzahl der Ganztagsklassen in der Schule 
- Anzahl der Sprachfördergruppen in der Schule 
- Schule des Gemeinsamen Lernens 
- Mittagessensituation in der Schule 
 
aus Sicht der Verwaltung  
- heutiger Raumbedarf nach Gütersloher Raumprogramm am Standort  
 
Diese Kriterien wurden unterschiedlich stark gewichtet und mit den spezifischen Ausprägungen 
an den Standorten multipliziert, sodass sich letztendlich für jeden Schulstandort eine Gesamt-
punktzahl und eine daraus folgende Reihenfolge ergab, die eine objektive Orientierung geben 
soll. (ausführlich siehe Anhang 5) 
 

Standorte  Pkt.  

Nordhorn 635 

Pavenstädt 600 

Heidewald 593 

Neißeweg 499 

Blankenhagen 458 

Blücherschule 437 

Edith-Stein 434 

Kattenstroth 401 

Altstadtschule 382 

Paul-Gerhardt 379 

Josefschule 364 

Isselhorst  320 

Große Heide 313 

Avenwedde Bhf 298 

Kapellenschule  288 

Overberg 276 

Sundern 217 

                                 Tabelle 10: Prioritätenliste Schulstandorte 

Wie bereits im Abschnitt 5.2 ausgeführt, müssen aus Sicht der Verwaltung im weiteren Prozess 
Standortbetrachtungen an allen Grundschulen durchgeführt werden, um künftige Maßnahmen an 
die Bedürfnisse und Besonderheiten der einzelnen Schulen anpassen zu können. Die im Anhang 
5 dargestellte Bewertung der Schulstandorte nach objektiven Kriterien ist ein Versuch, eine Rei-
henfolge zur Orientierung zu erhalten. Dabei ist stets zu bedenken, dass für einzelne Standorte 
kurzfristig sich ergebende Lösungsmöglichkeiten unabhängig von der o.g. Reihenfolge im Sinne 
der Schulen realisiert werden sollten. 
 
Als erster Schritt der standortscharfen Betrachtung ist im Sinne einer Prozessbeteiligung der 
Schule eine Hospitation vorgesehen. Ziel ist es, sich seitens des Schulträgers ein genaues Bild 
über die Besonderheiten an jeder Grundschule machen zu können. Hierbei sind u.a. folgende 
Punkte zu berücksichtigen: 
 

 Einsicht in schulische Abläufe 
 Besonderheiten des pädagogischen Konzeptes 
 Standortspezifische Problemstellungen 
 Anregungen und Vorstellungen 
 Notwendigkeiten und Bedenken 
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7.2           Prozessbestandteile 
 
Neben der bereits erwähnten Hospitation vor Ort, bei der schulische Abläufe, Ansprüche und 
Besonderheiten, die Aufnahme des Ist-Zustandes der Raumnutzung sowie das Potential mit Blick 
auf künftige Nutzung der schulischen Flächen zu analysieren und festzuhalten sind, müssen wei-
tere Prozessschritte beachtetet werden.  
 
Statistische Werte wie derzeitige Schüler- und OGS-Teilnehmerzahlen sowie deren Prognosen 
für künftige Schuljahre sind nach der aktuellen Datenlage zu errechnen und auszuwerten.  
Innerhalb der Schule sind konzeptionelle Schwerpunkte und Indikatoren für die Anforderungen an  
notwendige Räumlichkeiten zu definieren. Der Dreiklang und die verschiedenen Ausprägungen 
der in Abschnitt 5.2 beschriebenen Prozessbestandteile sind unter Beteiligung der betroffenen 
Akteure an die Besonderheiten des jeweiligen Schulstandortes anzupassen. 
 
Nach Abschluss der Planungen sind alle notwendigen Informationen so zusammenzufassen, 
dass die verantwortlichen politischen Gremien nach Empfehlung der Verwaltung nachhaltige Be-
schlüsse fassen können. 
 
 
7.3            Externe Partner zur Umsetzung  
 
Im gesamten Prozess soll externe Expertise beim Thema „Verbindung von pädagogischen Ganz-
tagskonzepten und Architektur“ involviert werden. Externe Professionen mit Blick auf fachliche, 
organisatorische und personelle Unterstützung sollten im Gesamtprozess außerdem als Modera-
toren zwischen den handelnden Akteuren agieren. Der finanzielle Aufwand wird hier durch Vortei-
le einer nachhaltigen Planung und Umsetzung sowie den Modellcharakter für künftige Prozesse 
gerechtfertigt. 
 
 
7.4            Referenzschule / Bericht / Stellungnahme der Schule 
 
Im weiteren Prozess wird eine Musterschule seitens der Verwaltung ausgewählt, um durchlaufe-
ne Phasen für nachfolgende Untersuchungen der anderen Grundschulen protokollieren zu kön-
nen. Ziel soll nach Abschluss der Maßnahmen und einer Erprobungsphase für die pädagogische 
Arbeit in der Schule sein, Ergebnisse und Stellungnahmen der handelnden Akteure in einem Be-
richt zusammenzufassen.  
 
7.5           Planungsrahmen Primarstufe Gütersloh als Muster für das weitere Vorgehen 
 
Die wichtigsten Erkenntnisse aus dem in der Referenzschule durchlaufenen Prozess, definierte 
Indikatoren und strategische Leitbilder sowie der zeitliche Ablauf werden zu einem Planungsrah-
men für die Gütersloher Primarstufe zusammengefasst, um so für den gesamten Primarbereich 
ein anwendbares Vorbild zu sein. Dieser Planungsrahmen soll den zweiten Teil der Schulentwick-
lungsplanung 2016–2021 Primarstufe darstellen. 
 
 
7.6           Statistische Berichterstattung als Grundlage für politische Entscheidungen 
 
Als Grundlage für die Umsetzung der sich aus dem Planungsrahmen ergebenden Richtlinien und 
Maßnahmen müssen Schüler- und Raumdaten kontinuierlich erfasst und ausgewertet werden. 
Veränderungen in Schülerströmen, Anmeldeverhalten oder sonstige auf die Schülerzahlen in der 
Primarstufe Einfluss nehmende Faktoren müssen weiterhin kontinuierlich erhoben werden, um 
flexibel und nachhaltig auf sie reagieren zu können.  
 
Entscheidungen für oder gegen potentielle Baumaßnahmen, die durch öffentliche städtische Mit-
tel finanziert werden sollten, müssen sehr valide vorbereitet werden. Hierfür soll ein statistischer 
Bericht regelmäßig erarbeitet und den handelnden Akteuren vorgelegt werden. 
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7.7             Softwareunterstützung durch Schulentwicklungsprogramm  
 
Eine effiziente Lösung mit Hilfe einer Software für die Erstellung von statistischen Berichten ist 
sowohl auf Grund der Menge und Komplexität  der notwendigen Daten als auch begrenzter per-
soneller Ressourcen aus Sicht der Verwaltung erforderlich. Hierzu sind erste Angebote und Ab-
sprachen mit potentiellen Anbietern sowie dem städtischen IT-Service getroffen worden. Ziel ist 
es, die Software nach einer Erprobungsphase ab  2018 für die Erstellung regelmäßiger statisti-
scher Berichterstattungen zu nutzen. 
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Zusammenfassung 
 

Die Schulentwicklungsplanung bewegt sich in einem Spannungsfeld: Schulen brauchen einer-
seits Stetigkeit und Verlässlichkeit, andererseits die Fähigkeit und Möglichkeit, angemessen auf 
Veränderungen ihres gesellschaftlichen Umfeldes und auf Erkenntnisse über ihre Leistungsfähig-
keit zu reagieren. Die Aufgabe des Schulträgers und anderer handelnder Akteure ist es, die 
Schulen dabei zu unterstützen und sie kontinuierlich zu modernisieren, damit sie ihrem pädago-
gischen Auftrag auch unter veränderten Bedingungen gerecht werden können. Neben den vom 
Schulgesetz vorgegebenen Zielsetzungen steht der Schulträger bei den Grundschulen vor der 
Herausforderung, nachhaltige und effiziente Lösungen für Problemstellungen und Herausforde-
rungen zu finden, die sich in den vergangenen Jahren vor allem durch den Ausbau des „Offenen 
Ganztags“ ergeben haben. In diesem Strategiepapier als erster Teil der Schulentwicklungs-
planung 2016-2021 Primarstufe wurden hierzu strategische Überlegungen angestellt. 
 
Herausforderungen 
 
Der Offene Ganztag als immer wichtiger werdender Bestandteil der Gütersloher Grundschulen 
leistet einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung des Auftrages aus dem Schulgesetz sowie des 
§ 24 SGB VIII. Um diesem Auftrag auch weiterhin gerecht werden zu können, müssen sich än-
dernde Bedingungen berücksichtigt und daraus entstehende Probleme gelöst werden. Hierbei ist 
der  „Ganztag“ als Einheit von Unterricht und pädagogischem Programm zu sehen. Rhyth-
misierte Tagesabläufe können ein wichtiges Instrument dafür sein, vorhandene Räume effektiv 
auszulasten.  
 
Seit dem Schuljahr 2010 / 2011 stieg die Teilnehmerquote im Offenen Ganztag deutlich über 
die vom Land prognostizierte Höhe von 25 Prozent. Bis zum Schuljahr 2016/2017 ist die OGS-
Teilnehmerquote kontinuierlich auf die heutigen 57 Prozent gestiegen. Die Teilnehmerquote in 
der Randstundenbetreuung blieb zusätzlich relativ konstant bei circa 10 Prozent. Im Fachbereich 
Jugend und Bildung besteht Konsens mit dem landesweiten Qualitätszirkel und der GPA darüber, 
dass die OGS-Teilnehmerquote stadtweit in Zukunft auf bis zu 80%, an einigen Standorten mög-
licher Weise sogar auf 100 % ansteigen wird. Diese Entwicklungen haben starke Auswirkungen 
auf die Raumbedarfe in den Gütersloher Grundschulen.  
 
Herausforderungen im Schulalltag wie Differenzierung, Inklusion und Sprachförderung ma-
chen es notwendig, unterschiedliche Lernvoraussetzungen zu erkennen, zu akzeptieren und kon-
sequent zu berücksichtigen, um geeignete Maßnahmen ergreifen zu können. Der  Vorrang von 
nachhaltigen Lernergebnissen vor Erledigung des Lernstoffes erfordert die Anwendung verschie-
dener Methoden. Die unterschiedlichen Voraussetzungen der Schüler ermöglichen kein normier-
tes Lernen. Herausforderungen können hierbei durch die Mehrbelastung des Lehrpersonals, den 
erhöhten Bedarf an geeigneten Arbeitsmitteln und Räumen in Bezug auf Raumanzahl, Raumgrö-
ße und Raumausstattung entstehen.  
 
Eine in den (Ganz-) Tagesablauf integrierte Schulverpflegung kann einen erheblichen Beitrag 
zur praxis- und lebensweltorientierten Ernährungsbildung und Gesundheitserziehung leisten. Die 
ganze Schulgemeinde und auch der Schulträger sowie externe Caterer sind verantwortlich, Vo-
raussetzungen dafür zu schaffen, um mit Verpflegung auch kommunikative, gesundheitliche, 
ökologische und soziale Zielsetzungen erfüllen zu können.  
 
Schulen sind geprägt von Offenheit, Transparenz, viel Tageslicht und multifunktionalen Flächen, 
die ggf. den Flurzonen zuzuordnen sind. Hier spielt die Aufstellung eines qualifizierten und 
schutzzielorientierten Brandschutzkonzeptes in Abstimmung mit dem Raumprogramm für die 
Grundschulen eine wesentliche Rolle. Ein Austausch mit allen Vertretern aus Bauordnung, Ge-
bäudemanagement und Feuerwehr ist zwingend notwendig. 
 
Anforderungen 
 
Ein wichtiger Bestandteil des bisherigen Beteiligungsprozesses war es, im kommunalen Quali-
tätszirkel OGS mit den Ganztagsträgern und Vertretungen der Grundschulleitungen in gemein-
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samen Überlegungen und Diskussionen Standards und Anforderungen zu formulieren, um so das 
pädagogische Niveau der Betreuung an den Schulen des Offenen Ganztages aufrechterhalten 
und verbessern zu können. Als Mindestanforderung zur künftigen Gewährleistung der notwendi-
gen Betreuungsqualität wurde ein gemeinsames Gütersloher Raumprogramm definiert. 
 
Überlegungen zu notwendigen Raumkapazitäten des Qualitätszirkels OGS müssen als Grundla-
ge dafür angesehen werden, neue Strategien zu erarbeiten, um den Offenen Ganztag als wichti-
gen Bestandteil der Gütersloher Grundschulen und die Umsetzung des Auftrages aus dem 
Schulgesetz sowie des §24 SGB VIII (KJHG) zu sichern.  
 
Maßnahmen 
 
Der Anstieg der Teilnehmerzahlen im Offenen Ganztag wird stetig, wenn auch nicht an allen 
Schulstandorten gleichzeitig erfolgen, so dass Maßnahmen Schritt für Schritt eingeleitet werden 
können. Ziel muss sein, die Gütersloher Grundschulen zukunftsorientiert auf diese Herausforde-
rung vorzubereiten. Die Verwaltung schließt sich der Auffassung des landesweiten Qualitätszir-
kels an. Zwar können theoretische Überlegungen und ein definiertes Raumprogramm einen ers-
ten Überblick über die tatsächliche Notwendigkeit bzw. das Vorhandensein von Raumbedarfen 
verschaffen, dennoch müssen standortspezifische Besonderheiten an allen in städtischer Träger-
schaft befindlichen Grundschulen berücksichtigt werden.  
 
Die in der Prioritätenliste nach objektiven Kriterien dargestellte Bewertung der Schulstandorte, 
ist ein Versuch, hierbei eine Orientierung für eine mögliche Reihenfolge zu geben. 
 
Neben bereits umgesetzten und geplanten Maßnahmen an den Gütersloher Grundschulen, wie 
der Förderung zur Einrichtung von Ganztagszügen, sind kurzfristige Lösungen zu akuten Prob-
lemstellungen zu finden. Langfristig ergibt sich ein Maßnahmendreiklang aus pädagogischer 
Umorganisation, nutzenorientiertem Umbau im Bestand und Anbau flexibel nutzbarer Flächen. 
Die Verwaltung sieht in der Auflistung des erläuterten Dreiklangs eine sich aus dem Prozessver-
lauf logisch ergebende Reihenfolge. Sowohl eine Priorisierung als auch ein Ausschluss der ein-
zelnen Bestandteile dieses Dreiklangs müssen bei einer ergebnisoffenen Standortbetrachtung 
vermieden werden. 
 
Im gesamten Prozess soll externe Expertise beim Thema „Verbindung von pädagogischen 
Ganztagskonzepten und Architektur“ involviert werden.  
 
Die wichtigsten Erkenntnisse aus dem in einer Referenzschule durchlaufenen Prozess, definier-
te Indikatoren und strategische Leitbilder sowie der zeitliche Ablauf werden zu einem Planungs-
rahmen für die Gütersloher Primarstufe zusammengefasst, um so für den gesamten Primarbe-
reich ein anwendbares Muster zu definieren. Dieser Planungsrahmen soll den zweiten Teil der 
Schulentwicklungsplanung 2016-2021 Primarstufe darstellen. 
 
Als Grundlage für die Umsetzung der sich aus dem Planungsrahmen ergebenden Richtlinien und 
Maßnahmen müssen Veränderungen in Schülerströmen, Anmeldeverhalten oder sonstige auf die 
Schülerzahlen in der Primarstufe einflussnehmende Faktoren kontinuierlich erhoben werden, um 
flexibel und nachhaltig auf sie reagieren zu können. Die statistische Berichterstattung stellt 
hierbei den dritten Teil der Schulentwicklungsplanung 2016-2021 in der Primarstufe dar.  
 
Unter der Berücksichtigung städtischer Haushaltsmittel und möglicher Fördermittel sind 
Maßnahmen so zu planen und valide vorzubereiten, dass die politischen Gremien nachhaltige 
und zweckmäßige Entscheidungen treffen können.  
 
 
Ein besonderer Dank gilt den Mitwirkenden im kommunalen Qualitätszirkel OGS und den Schul-
leitungen sowie den mitwirkenden Fachabteilungen der Verwaltung, durch deren Expertise es 
möglich war, praxisnahe Problemstellungen  und Lösungsansätze in dieses Strategiepapier ein-
fließen zu lassen. Darauf ist der Fachbereich Jugend und Bildung auch im künftigen Prozess 
angewiesen und freut sich auf einen weiterhin konstruktiven Austausch. 
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